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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Riesenhuber, Dr. Becker (Frankfurt), Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim, Dr. Jenninger, Pfeifer, Franke, Lenzer, Burger, Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein-Hohenstein, Frau Dr. Wilms, Dr. Stavenhagen, Gerstein, Hasinger, 
Engelsberger, Dr. Hubrig, Benz, Dr. Laufs und der Fraktion der CDU/CSU 


zur Krebsforschung und Krebsbekämpfung in Deutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, mit den Bundesländern 
Verhandlungen über die Errichtung eines „Deutscher Rat zur 
Krebsbekämpfung" aufzunehmen, der die einschlägigen An- 
strengungen zusammenfaßt und ein umfassendes Konzept zur 
Krebsbekämpfung in Deutschland erarbeitet. Organisation, 
Struktur und Zusammensetzung sollen zwischen Bund und Län- 
dern geregelt werden. 

1 . Ziele 

Ein „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung" soll in einem lang- 
fristig angelegten Konzept die Voraussetzungen schaffen, die 
Häufigkeit von Krebserkrankungen zu vermindern und die 
Heilungschancen zu erhöhen. 

Hierzu ist die Zusammenfassung und Ergänzung der vielfältigen 
Anstrengungen in der Praxis wie in unterschiedlichen wissen- 
schaftlichen Disziplinen erforderlich. 

Daraus ergeben sich insbesondere folgende Aufgaben: 

1.1 

Die Grundlagenforschung ist langfristig finanziell und organisa- 
torisch abzusichern. Dabei ist Sorge zu tragen, daß in ausrei- 
chend vielen Universitäten und Forschungsinstituten interdiszi- 
plinär besetzte Abteilungen für die Grundlagenforschung be- 
stehen. Wo Forschungsprogramme und Forschungsaufträge ver- 
geben werden sollen, ist insbesondere auf die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft zurückzugreifen. 

Gerade bei der Grundlagenforschung ist die Freiheit der For- 
schung bei materieller Absicherung Voraussetzung für den Er- 
folg. 
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1.2 

Die angewandte Forschung, also die Prüfung, Absicherung und 
Weiterentwicklung bereits bekannter Ansätze in den Bereichen 

— Vorsorge, 

— Früherkennung, 

— Diagnostik, 

— Therapie, 

— Rehabilitation, 

— Nachsorge 

ist systematisch zu erfassen und in das Gesamtkonzept zu inte- 
grieren. Unkonventionelle Vorschläge sind einzubeziehen. Ins- 
besondere die klinische Krebsforschung ist ein Schlüssel zur 
erfolgreichen Krebsbekämpfung. 

1.3 

Da sich Experimente mit Menschen auch ansatzweise verbieten, 
Tierversuche jedoch nur begrenzte Aussagekraft haben, sind 
verstärkt die Informationen über mögliche Zusammenhänge 
zwischen Krebs und äußeren Einflüssen zu sammeln und auszu- 
werten. 

Von der Sache her gehört hierzu etwa der mögliche Zusammen- 
hang von Krebserkrankungen mit Umweltbedingungen, mit 
Ernährung und Medikation, mit Bedingungen des Arbeitsplatzes 
und des familiären Schicksals. 

Vom Organisatorischen her gehört hierzu die Errichtung aus- 
reichender Register, sei es spezifisch nach Krebsart, sei es als 
zusätzliche oder informationsreichere Flächenregister, sowie 
auch die Prüfung der Möglichkeit von Langzeitstudien über hin- 
reichend große Bevölkerungsgruppen. 

Hierzu gehört unter dem Gebot der ärztlichen Schweigepflicht 
die Entwicklung eines Konzepts, das die persönlichen Daten der 
Bürger schützt, sie aber einer wissenschaftlichen Bearbeitung 
zugänglich macht. 

1 . 4 . 

Die organisatorischen und (soweit nicht ohnehin vorhandenen) 
finanziellen Voraussetzungen für eine Nutzung der Erkennt- 
nisse der Grundlagen- und der angewandten Forschung sind zu 
fördern. Dabei geht es u. a. um: 

— eine höhere Beteiligung der Bürger an den Früherkennungs- 
untersuchungen, 

— eine Prüfung der Frage, ob unter Nutzung der gegebenen 
Einrichtungen die Organisation eines flächendeckenden Sy- 
stems für Diagnose, Behandlung und Nachsorge möglich ist, 

— eine verbesserte Aus-, Weiter- und Fortbildung der Ärzte, 

— eine frühzeitigere Umsetzung erkannter Fortschritte oder 
spezifisch erkannter Gefahren in Maßnahmen des Gesetz- 
gebers, etwa im Bereich des Umweltschutzes. 

1 . 5 . 

Die internationale Zusammenarbeit ist zu intensivieren, wobei 
nicht nur Forschungsmethoden, Kenndaten und Erfahrungen ab- 
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zustimmen sind, sondern - in Anbetracht der Komplexität des 
Problems und der Begrenztheit der finanziellen Mittel - auch 
ein arbeitsteiliges Vorgehen zu erwägen ist. 

Es darf nicht erwartet werden, daß durch dieses Konzept schon 
kurzfristig umfassende Erfolge erzwungen weiden können. Das 
Konzept eröffnet jedoch langfristig bessere Chancen für die Be- 
kämpfung von Krebsursachen und Möglichkeiten und Formen 
für Therapie. 

2. Funktion und Zusammensetzung eines 
„Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung " 

Die Besetzung und die Arbeitsweise des „Deutscher Rat zur 
Krebsbekämpfung" wird im einzelnen zwischen Bund und Län- 
dern vereinbart. 

Der „Deutsche Rat zur Krebsbekämpfung" hat die Aufgabe, 
über das Konzept zur Krebsbekämpfung aufgrund definierter 
Ziele zusammenfassend zu beraten, es zu koordinieren und sich 
für ausreichende, langfristig gesicherte Mittelbereitstellung ein- 
zusetzen sowie die Durchführung des Programms zu über- 
wachen. 

Er setzt sich nach zwischen Bund und Ländern im einzelnen zu 
treffenden Vereinbarungen aus Männern und Frauen zusam- 
men, die insbesondere folgende Gruppen repräsentieren: 

— Praktizierende Ärzte, Kliniker und Forscher, die besonders 
bei der Krebsbekämpfung engagiert sind, 

— Vertreter der Organisationen, die in der Krebsbekämpfung 
arbeiten, 

— Vertreter von Bund und Ländern und ggf. weiteren Gruppie- 
, rungen, die die finanziellen Mittel bereitstellen, 

— Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens mit besonders 
hohem Ansehen. 

Vorsitzender des „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung" soll 
eine herausragende Persönlichkeit des öffentlichen Lebens sein. 
Dem „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung" ist für seine Auf- 
gabe ein gut ausgerüstetes Sekretariat mit hauptamtlichen Mit- 
arbeitern einschließlich Experten der wichtigsten Fachdiszipli- 
nen zugeordnet; sein Generalsekretär koordiniert die Einzel- 
programme zur Krebsbekämpfung. Das Sekretariat bereitet die 
Empfehlungen vor, erarbeitet die Finanzpläne und begleitet die 
Durchführung der Projekte. 

3. Aufgaben des „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung " 

3.1. 

Der „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung" stellt fest, welche 
Institutionen mit welchen Programmen und welchen finanziellen 
Mitteln die genannten Ziele heute schon in Deutschland bear- 
beiten. 

Die derzeit laufenden Untersuchungen der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft im Gebiet der Krebsforschung, die Arbei- 
ten der Bundesregierung zu einem „Nationalen Krebsbericht" 
gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 23. Juni 1976 
sowie andere verfügbare Quellen sind dabei einzubeziehen. 
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3.2. 

Auf dieser Grundlage erarbeitet das Sekretariat ein Arbeitspro- 
gramm und legt es dem „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung" 
zur Verabschiedung vor. 

Heute schon erfolgreich arbeitende Institutionen sind zu unter- 
stützen und r soweit sinnvoll und möglich, in das gemeinsame 
Arbeitskonzept einzubeziehen. 

Dies beginnt bei der umfassenden Information über laufende 
Forschungsprojekte, bestehende Empfehlungen für Vorsorge, 
Diagnose und Therapie und sollte zur vollen Zusammenarbeit 
innerhalb des gemeinsamen Konzepts führen. 

Bei zusätzlich erforderlichen Maßnahmen (etwa Forschungs- 
projekten, der Errichtung von Registern) sind vorhandene In- 
stitutionen soweit als möglich einzubeziehen, einschließlich der 
freien und gemeinnützigen Träger. 

4. Kompetenzen des „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung " 
und Finanzierung der Arbeit 

4.1. 

Der „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung" hat eine koordinie- 
rende und empfehlende Funktion gegenüber bestehenden Pro- 
jekten und Programmen. Die fachliche Kompetenz und die per- 
sönliche Autorität seiner Mitglieder sind Grundlage für die 
Durchführung dieser Empfehlungen. 

Die unmittelbare Verantwortung für neue Einzelprogramme 
liegt bei den Institutionen, denen sie übertragen worden ist. 

4.2. 

Soweit nicht neue Aufgaben auf Empfehlung des „Deutscher 
Rat zur Krebsbekämpfung" von anderen Institutionen übernom- 
men und von anderer Seite finanziert werden, kann der „Deut- 
scher Rat zur Krebsbekämpfung" auch Projekte finanzieren. 

Der „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung" hat einen eigenen 
Wirtschaftsplan. Die Finanzierung wird in Verhandlungen zwi- 
schen Bund und Ländern geklärt. 

Die Bundesregierung stellt fest, welches Ministerium zuständig 
ist. 

4.3. 

Die Bundesregierung überträgt dem „Deutscher Rat zur Krebs- 
bekämpfung" die Verantwortung für die laufenden krebsbezo- 
genen Programme und Vorhaben der Bundesregierung. 

Das Sekretariat koordiniert die an dene Einzelprogrammen be- 
teiligten Stellen und erarbeitet Vorschläge für die Durchfüh- 
rung, für die Finanzierung sowie für die Konzeptfortschreibung. 


Bonn, den 3. April 1979 
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Frau Dr. Wilms 
Dr. Stavenhagen 
Gerstein 
Hasinger 
Engelsberger 
Dr. Hubrig 
Benz 
Dr. Laufs 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 


1 . 1 . 

Die Auseinandersetzung in der Politik hat sich zunehmend auf 
ökonomische Aufgaben, wirtschaftliches Wachstum und den 
Verteilungskampf um errechenbaren materiellen Wohlstand 
konzentriert. 

Die Gewichte in der Forschung sind wachsend auf Beeinflussung 
der Struktur unserer Wirtschaft, auf ihre langfristige Sicherung 
und auf die technologische Wettbewerbsfähigkeit gelegt worden. 
Zurückgeblieben sind demgegenüber Aufgaben, die für die 
Chancen zum menschlichen Glück von sehr hoher Bedeutung 
sind, dem Einfluß des einzelnen Bürgers jedoch entzogen 
bleiben. 

Wir wissen zu wenig über die Belastung unserer Umwelt, über 
ihre Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, auch auf 
Tiere und Pflanzen; wir wissen zu wenig über die Vorausset- 
zungen für Gesundheit in der industriellen Welt, bei steigender 
Lebenserwartung, aber auch bei neuen Gefährdungen. 

1.2. 

Das Vertrauen der Bürger in die Richtigkeit unseres Konzepts 
von Technik, Wirtschaft und Gesellschaft ist gesunken. Der 
Zweifel wächst, ob die Verantwortlichen mit den größten Chan- 
cen, die die Menschheit zur Gestaltung unserer Welt je hatte, 
kompetent und richtig umgehen. 

Es besteht die ernste Gefahr, daß in der grundsätzlichen Frage 
unseres Verhältnisses zu unseren wissenschaftlichen Möglich- 
keiten, zu unserer Technik und zu unserer Wirtschaft das öffent- 
liche Bewußtsein zerfällt: 

— Einerseits werden rationale Modelle von Technik und Wirt- 
schaft erarbeitet und konsequent aus der eigenen Gestal- 
tungskraft von Staat und Wirtschaft durchgesetzt, 

— andererseits werden die zentralisierten ‘Verwaltungseinhei- 
ten in Staat und Wirtschaft und die technologischen Groß- 
projekte nicht mehr verstanden und zunehmend abgelehnt. 

Die Gefahr besteht, daß notwendige Projekte nicht mehr durch- 
führbar sind. Es besteht aber auch die Gefahr, daß trotz mate- 
riellen Wohlstands Unternehmungsgeist, Leistungsbereitschaft 
und Lebensfreude schwinden. 


Dr. Riesenhuber 
Dr. Becker (Frankfurt) 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 

Dr. Jenninger 

Pfeifer 

Franke 

Lenzer 

Burger 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 


Begründung 

L Grundsätzliche Überlegungen 
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1.3. 

Eine Grundlage für Lebensglück ist Gesundheit. Medizinische 
Forschung hat großartige Erfolge erzielt bei der Bekämpfung 
von Infektionskrankheiten. Die großen Seuchen, wie Pest, Cho- 
lera oder Pocken, sind nahezu überwunden. 

Andere Krankheiten haben jedoch ein neues und immer noch 
wachsendes Gewicht bekommen; hierzu zählen Herz- und Kreis- 
lauferkrankungen, Rheuma und in besonderer Weise Krebs. 
Herz- und Kreislauferkrankungen sind die häufigste Todes- 
ursache. Die Fortschritte der Medizin sind hier jedoch erkenn- 
bar und in wichtigen Bereichen wirksam. Krebs hingegen wird 
als unabwendbares persönliches Schicksal erfahren. 
Schätzungsweise 700 000 Deutsche erkranken jährlich an Krebs. 
Nur zu einem Drittel haben sie Aussicht auf Heilung. Krebst ist 
die zweithäufigste Todesursache in Deutschland. 

Früherkennung und Vorsorge, Forschung und Therapie haben 
wichtige Fortschritte gebracht. Trotz dieser Erfolge wächst die 
Sterblichkeitsrate bei Krebs weiter. 

In Umfragen zeigt sich, daß von allen Forschungsgebieten der 
medizinischen Forschung höchster Vorrang zugewiesen wird. 
Dies ist nicht vor allem ein abstraktes Urteil über den Vorrang 
eines Problems, das sehr hohe volkswirtschaftliche Kosten ver- 
ursacht - obwohl auch dieses zutrifft. Dies ist vor allem der 
Ausdruck einer Erfahrung menschlichen Leids, das vor und 
über jeder wirtschaftlichen Erwägung steht. 

2. Die Notwendigkeit eines umfassenden Konzepts der 
Krebsbekämpfung 

2 . 1 . 

Krebsbekämpfung wird als vorrangige Aufgabe empfunden. 
Zugleich deutet eine heftige und streckenweise unwissenschaft- 
liche Diskussion an, daß Zweifel daran bestehen, ob das sach- 
gerecht und mit dem notwendigen Vorrang bearbeitet wird. 
Ursache hierfür ist, daß es sich in der Sache wie in der Organi- 
sation um ein außerordentlich komplexes Problem handelt, des- 
sen Lösung trotz vielfältiger Anstrengung nicht nähergerückt 
zu sein scheint. 

— Naturwissenschaft und Technik haben in streng systemtech- 
nisch organisierten Arbeitsprogrammen in begrenzter Zeit 
außerordentlich komplexe Probleme bewältigt; hervorra- 
gende Beispiele sind die Entwicklung der Atombombe und 
die Landung auf dem Mond. 

Ein ähnlich straffes Programm zur Krebsbekämpfung ist in 
den USA bisher nicht erfolgreich gewesen; das Krebspro- 
blem scheint noch um eine Größenordnung komplexer zu 
sein als etwa das Mondlandungsprogramm. 

— Die Schwierigkeit der Organisation erhellt sich allein aus 
den Schwierigkeiten einer umfassenden Bestandsaufnahme 
über die Krebsbekämpfung in Deutschland; so mußte die 
Bundesregierung zweieinhalb Jahre nach dem entsprechen- 
den Beschluß des Deutschen Bundestages Fristverlängerung 
um ein Jahr für den „Nationalen Krebsbericht" beantragen. 
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Will man nicht vor der Größe des Problems kapitulieren, so 
bleibt nur der Versuch, aus den seitherigen Erfahrungen in der 
Krebsbekämpfung in Deutschland wie auch in anderen Ländern 
zu lernen. 

2 . 2 . 

Die derzeitige Zersplitterung der Kompetenzen (allein in der 
Bundesregierung sind mit unterschiedlichem Gewicht mindestens 
sechs Ministerien zuständig) verhindert die bestmögliche Zu- 
sammenfassung der verfügbaren Kräfte und Kenntnisse, die 
rechtzeitige Feststellung und Behebung von Lücken in For- 
schung und in Behandlung und vor allem den koordinierten An- 
griff auf die Krebskrankheiten. 

Eine technokratisch straffe Organisation wie beim Mondlan- 
dungsprogramm garantiert nach den amerikanischen Erfahrun- 
gen nicht den Erfolg; die Nichtplanbarkeit und die auch von da- 
her erforderliche Freiheit der Grundlagenforschung, die Viel- 
falt engagierter, auch unkonventioneller Einzelinitiativen und 
vor allem die Tatsache, daß ärztlicher Erfolg nur zum Teil aus 
Medizintechnik entsteht, zu einem wesentlichen Teil aber aus 
dem persönlichen Verhältnis zwischen Arzt und Patienten - dies 
alles begrenzt die Übertragung von in der Technik bewährten 
Methoden auf die medizinische Forschung. 

Eine wesentliche Aufgabe wird darin bestehen, die Erfahrungen 
in der Systemtechnik behutsam anzupassen und zu nutzen. 

2 . 3 . 

Eine langfristig angelegte Krebsbekämpfung in Deutschland 
sollte unter folgenden Bedingungen erfolgreich möglich sein: 

— In einer umfassenden und gemeinsamen Anstrengung aller 
Beteiligten wird ein inhaltliches Konzept erarbeitet, das nicht 
an Ressortgrenzen endet. 

Durch organisatorischen Rahmen und langfristig gesicherte 
Finanzierung wird eine Stetigkeit der Arbeit gewährleistet, 
die der Langfristigkeit des Problems angemessen ist. 

— Das Wissen unterschiedlicher Disziplinen - Medizin, Natur- 
wissenschaft, Technik, aber auch etwa Statistik - wirkt zu- 
sammen und wird allen Beteiligten verfügbar gemacht. 

— Grundlagenforschung, ärztliche Betreuung und klinische The- 
rapie werden näher zusammengeführt. 

— Die Instrumente der Systemtechnik werden dort eingesetzt, 
wo sie der übersichtlichen Koordination und Planung in 
Sache und Zeitablauf sowie der Prüfung der Resultate dienen 
können. 

— Die Ergebnisse der Forschung werden dem kranken Men- 
schen bei hoher und gleichmäßiger Qualität in ganz Deutsch- 
land verfügbar gemacht, die entsprechenden Erfahrungen 
werden zurückgeführt. 

— Für Nachsorge und Rehabilitation werden gültige Modelle 
entwickelt, verwirklicht und ständig fortgeschrieben. 

Der „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung" kann durch die wis- 
senschaftliche und persönliche Autorität seiner Mitglieder wie 
auch durch seine finanziellen Mittel den Entwurf, die Durchfüh- 
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rung und die stetige Überprüfung eines solchen umfassenden 
Konzepts gewährleisten. 

2.4. 

Zahlreiche verdienstvolle Initiativen haben in den vergangenen 
Jahren Forschung und allgemeine Krebsbekämpfung getragen. 
Hierzu gehört die Deutsche Krebshilfe, das Deutsche Krebsfor- 
schungszentrum, die Deutsche Krebsgesellschaft, zahlreiche Kli- 
niken, wissenschaftliche Institute an deutschen Universitäten, 
Forschergruppen in der Wirtschaft und viele andere. 

Für den Erfolg eines umfassenden Konzepts der Krebsbekämp- 
fung in Deutschland ist ihre Mitwirkung unverzichtbar, sei es 
durch Mitarbeit im „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung", sei 
es durch Mitarbeit in den einzelnen Projekten. 

Die in der Politik Verantwortlichen können nicht die Aufgabe 
haben, inhaltliche Vorgaben, Projekte und Programme festzu- 
legen; dies ist Aufgabe der in der Sache jeweils Kundigen und 
Verantwortlichen. Die Aufgabe von Parlamenten und Regierun- 
gen besteht vielmehr darin, den organisatorischen und finan- 
ziellen Rahmen zu schaffen, in dem die einzelnen Initiativen in 
sinnvollem Verbund zur Entfaltung kommen können, vorhan- 
dene und künftige Möglichkeiten der Krebsbekämpfung ge- 
meinsam zur vollen Wirkung gebracht werden, nicht aber in 
einer formalen Organisation erstarren. 

Hierzu nutzt der „Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung" Modelle 
und Erfahrungen, die in der Selbstverwaltung der Wissenschaft 
(in DFG und MPG) einerseits, in Sachverständigenräten sowie 
den oben genannten Stellen andererseits gesammelt worden 
sind. 

3. Schlußbemerkung 

Bereits in der Debatte im Deutschen Bundestag vom 23. Juni 
1976 hat die Union einen umfassenden Ansatz zur Krebsbe- 
kämpfung in Deutschland gefordert. Der Deutsche Bundestag 
forderte von der Bundesregierung in Zusammenarbeit mit den 
Ländern die Vorlage eines „nationalen Krebsberichts", aus dem 
insbesondere hervorgeht, welche weiteren Maßnahmen zur Ko- 
ordination der Forschungsaktivitäten in der Bundesrepublik 
Deutschland und im internationalen Verbund eingeleitet wur- 
den. Die Bundesregierung wurde im einzelnen zu Maßnahmen 
aufgefordert die in neun Punkten formuliert waren (Drucksache 
7/5459). 

Alle Punkte dieser Entschließung sind bislang nur unzureichend 
in Angriff genommen worden und im wesentlichen wegen Kom- 
petenzwirrwarr und -streit innerhalb der Bundesregierung teil- 
weise auf der Strecke geblieben. Die Bundesregierung hat außer 
nicht sachgerecht und wirksam koordinierten Einzelaktivitäten 
weder ein umfassendes Konzept noch den bis zum 31. Dezember 
1978 fälligen „nationalen Krebsbericht" vorgelegt. 

Die Unionsfraktion erneuert ihre in der Debatte vom 23. Juni 
1976 gestellten Forderungen und legt in Verfolgung der dort 
vorgetragenen Ziele nunmehr Vorschläge für weitergehende 
Maßnahmen vor. 
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